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Sprechzeiten nur nach telefoni-
scher Vereinbarung. 
Wir haben gleitende Arbeitszeit. 
Sie erreichen uns telefonisch 
Mo - Fr 9.00 - 12.00 Uhr und 
Mo - Do 14.00 - 15.00 Uhr. 
 

 
R 1, 12, 68161 Mannheim 
Tel.: 0621 293-0 (Zentrale) 
www.mannheim.de 
Gläubiger-ID 
DE17ZZZ00000131389 
 
 

 
Sparkasse Rhein Neckar Nord 
BIC: MANSDE66XXX 
IBAN: DE59 6705 0505 0030 2013 45 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Stadt Mannheim erlässt als zuständiges Gesundheitsamt gemäß § 20 Absatz 5 bis 7 der Ver-
ordnung der Landesregierung über infektionsschützende Maßnahmen gegen die Ausbrei-
tung des Virus SARS-CoV-2 (Corona-Verordnung – CoronaVO), § 35 Satz 2 des Landesverwal-

tungsverfahrensgesetzes (LVwVfG) jeweils in den zur Zeit geltenden Fassungen für das Gebiet der 

Stadt Mannheim nachstehende  

 

A l l g e m e i n v e r f ü g u n g 
 

 
1. Das Gesundheitsamt stellt fest, dass die Sieben-Tages-Inzidenz für den Stadtkreis Mann-

heim seit 11.03.2021 ununterbrochen bei mehr als 100 Neuinfektionen mit dem Coronavirus 

je 100.000 Einwohner liegt.  

 

2. Die Rechtswirkungen des § 20 Abs. 5 bis 7 CoronaVO treten gemäß § 20 Abs. 8 CoronaVO 

am übernächsten Werktag nach der Bekanntmachung, also am Mittwoch, dem 21.04.2021, 

in Kraft. 
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Begründung: 
 
 
Rechtsgrundlage dieser Allgemeinverfügung ist § 20 Abs. 5 bis 7 CoronaVO. Diese Regelung legt  

dem Gesundheitsamt bei einer Sieben-Tage-Inzidenz von mehr als 100 Neuinfektionen je 100.000 

Einwohner auf, die Überschreitung des Schwellenwertes sowie den Zeitpunkt des Inkrafttretens der 

geänderten Regelungen unverzüglich ortsüblich bekannt zu machen und dem Sozialministerium zu 

melden. In der Folge gelten automatisch die in § 20 Abs. 5 bis 7 CoronaVO vorgesehenen Beschrän-

kungen. Den Zeitpunkt des Inkrafttretens bestimmt § 20 Abs. 8 CoronaVO.  

 
 
Zu Ziffer 1: 
 
Das Gesundheitsamt der Stadt Mannheim hat bereits am 13.03.2021 festgestellt, dass die Sieben-

Tages-Inzidenz für den Stadtkreis Mannheim drei Tage in Folge bei mehr als 100 Neuinfektionen 

mit dem Coronavirus je 100.000 Einwohner liegt und diese Feststellung am selben Tag öffentlich 

bekannt gemacht. Ziffer 1 dient der Klarstellung, dass diese Überschreitung des Inzidenzwertes von 

über 100 unverändert fortbesteht. 

 

 

Zu Ziffer 2: 
 

Wie sich aus § 20 Abs. 5 S. 1, Abs. 6 S. 1 i.V.m Abs. 5 S. 1 sowie Abs. 7 S. 1 i.V.m. Abs. 5 S. 1 

CoronaVO ergibt, löst die unter Ziffer 1 getätigte Feststellung als automatische Rechtswirkung die 

in § 20 Abs. 5 bis 7 CoronaVO geregelten Rechtsfolgen aus. Gemäß § 20 Abs. 8 CoronaVO treten 

die in den Absätzen 5 bis 7 genannten Rechtswirkungen bei Überschreiten der Sieben-Tage-Inzi-

denz jeweils am zweiten darauffolgenden Werktag nach der ortsüblichen Bekanntmachung ein. 

Das Gesundheitsamt stellt daher fest, dass der Zeitpunkt des Inkrafttretens der in § 20 Abs. 5 bis 7 

CoronaVO geregelten Rechtswirkungen bei heutiger Bekanntmachung Mittwoch, der 21.04.2021 ist. 

 

 

 

Hinweis auf die Rechtswirkungen: 
 
Aufgrund der amtlich festgestellten Überschreitung treten gemäß § 20 Abs. 5 bis 7 CoronaVO auto-

matisch die in diesen Vorschriften aufgeführten Rechtswirkungen ein: 
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§ 20 Abs. 5 CoronaVO: 

1. Abweichend von § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 sind Ansammlungen, private Zusammen-

künfte und private Veranstaltungen nur gestattet, wenn an ihnen höchstens die Angehöri-

gen eines Haushalts und eine weitere Person einschließlich der zu ihrem Haushalt gehö-

renden Kinder bis einschließlich 14 Jahre teilnehmen; Ansammlungen, private Zusammen-

künfte und private Veranstaltungen, die ausschließlich in Wahrnehmung eines Sorge- oder 

Umgangsrechts stattfinden, bleiben unberührt, 

2. abweichend von § 13 Absatz 1 Nummern 1, 2 und 7 ist der Betrieb von Wettannahmestel-

len, Museen, Galerien, zoologischen und botanischen Gärten sowie Gedenkstätten für den 

Publikumsverkehr insgesamt untersagt, 

3. abweichend von § 13 Absatz 1 Nummer 8 ist der Betrieb von Sportanlagen nur zulässig für 

Sport in Form der Ausübung von Individual- und Mannschaftssportarten im Rahmen des 

Wettkampf- und Trainingsbetriebs des Spitzen- und Profisports sowie von kontaktloser 

Ausübung von Individualsportarten, die allein, zu zweit oder mit den Angehörigen des eige-

nen Haushalts ausgeübt werden; auf weitläufigen Außenanlagen dürfen mehrere Gruppen 

nach Maßgabe von Nummer 1 den Sport ausüben, wenn ein Kontakt zwischen den jeweili-

gen Gruppen ausgeschlossen ist, 

4. der Betrieb von Betrieben zur Erbringung körpernaher Dienstleistungen wie Kosmetik-, Na-

gel-, Massage-, Tattoo- und Piercingstudios sowie von kosmetischen Fußpflegeeinrichtun-

gen und ähnlichen Einrichtungen, mit Ausnahme von medizinisch notwendigen Behandlun-

gen, insbesondere Physio- und Ergotherapie, Logopädie, Podologie und Fußpflege, ist für 

den Publikumsverkehr untersagt, 

5. der Betrieb von Friseurbetrieben und Barbershops ist für den Publikumsverkehr unter der 

Maßgabe gestattet, dass zur Inanspruchnahme der Dienstleistung die Vorlage eines Nach-

weises eines tagesaktuellen negativen COVID-19-Schnelltests, einer Impfdokumentation 

oder eines Nachweises einer bestätigten Infektion im Sinne des § 4a erforderlich ist, 

6. der Betrieb von Sonnenstudios ist für den Publikumsverkehr untersagt, 

7. abweichend von § 13 Absatz 1 Nummer 4 ist der Betrieb von Musik-, Kunst- und Jugend-

kunstschulen nur im Rahmen des Onlineunterrichts zulässig. 
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§ 20 Abs. 6 CoronaVO: 

Abweichend von § 13a Absatz 1 ist die Öffnung von Einzelhandelsbetrieben, Ladengeschäften und 

Märkten, mit Ausnahme von Abholangeboten und Lieferdiensten einschließlich solcher des Online-

Handels, untersagt. Dies gilt nicht für die in § 13a Absatz 2 Satz 1 genannten Betriebe, mit Aus-

nahme von Bau- und Raiffeisenmärkten. Abweichend von § 13a Absatz 2 Satz 2 ist für die ersten 

800 Quadratmeter der Verkaufsfläche eine Begrenzung auf höchstens eine Kundin oder einen Kun-

den pro angefangene 20 Quadratmeter Verkaufsfläche und auf der 800 Quadratmeter übersteigen-

den Verkaufsfläche auf höchstens eine Kundin oder einen Kunden pro angefangene 40 Quadratme-

ter Verkaufsfläche maßgeblich. 

 

§ 20 Abs. 7 CoronaVO: 

Der Aufenthalt außerhalb der Wohnung oder sonstigen Unterkunft ab dem Inkrafttreten nach Ab-

satz 8 ist in der Zeit von 21 Uhr bis 5 Uhr des Folgetags nur bei Vorliegen folgender triftiger 

Gründe gestattet: 

1. Abwendung einer Gefahr für Leib, Leben oder Eigentum, insbesondere eines medizini-

schen oder veterinärmedizinischen Notfalls oder anderer medizinisch unaufschiebbarer Be-

handlungen, 

2. Besuch von Veranstaltungen im Sinne des § 10 Absatz 5, 

3. Versammlungen im Sinne des § 11, 

4. Veranstaltungen im Sinne des § 12 Absätze 1 und 2, 

5. Ausübung beruflicher und dienstlicher Tätigkeiten, einschließlich der unaufschiebbaren be-

ruflichen, dienstlichen oder akademischen Ausbildung sowie der Teilnahme ehrenamtlich 

tätiger Personen an Übungen und Einsätzen von Feuerwehr, Katastrophenschutz und Ret-

tungsdienst, sowie der Ausübung des Dienstes oder des Mandats, der Berichterstattung 

durch Vertreterinnen und Vertreter von Presse, Rundfunk, Film und anderer Medien, 

6. Wahrnehmung des Sorge- oder Umgangsrechts, 

7. unaufschiebbare Betreuung von unterstützungsbedürftigen Personen und Minderjährigen 

oder die Begleitung Sterbender, 

8. Versorgung von Tieren und 

9. ähnlich gewichtige und unabweisbare Gründe. 
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Sofortige Vollziehbarkeit: 
 

Die Allgemeinverfügung ist nach § 28 Absatz 3 i.V.m. § 16 Absatz 8 IfSG kraft Gesetzes sofort 

vollziehbar. Widerspruch und Anfechtungsklage haben somit keine aufschiebende Wirkung. Das 

Verwaltungsgericht Karlsruhe kann gemäß § 80 Absatz 5 VwGO auf Antrag die aufschiebende Wir-

kung von Widerspruch und Anfechtungsklage ganz oder teilweise anordnen. 
 
 

Bekanntmachungshinweis: 
 

Die Allgemeinverfügung gilt gemäß § 1 Absatz 2 Satz 2 der Satzung der Stadt Mannheim über öf-

fentliche Bekanntmachungen am Tag der Bereitstellung auf der Internetseite der Stadt Mannheim 

als bekannt gemacht. Die Allgemeinverfügung gilt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekannt 

gegeben.  

 

Der vollständige Text der Allgemeinverfügung kann im Fachbereich Jugendamt und Gesundheits-

amt, R 1, 12, 68161 Mannheim, zu den üblichen Öffnungszeiten sowie auf der Internetseite der Stadt 

Mannheim eingesehen werden. 

 

 

Rechtsbehelfsbelehrung: 
  
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben wer-

den. Der Widerspruch ist bei der Stadt Mannheim, Fachbereich Jugendamt und Gesundheitsamt, R 

1, 12, 68161 Mannheim, einzulegen.  

 
  

Hinweise  
 

Aufgrund der sofortigen Vollziehbarkeit der Allgemeinverfügung kommt einem Widerspruch keine 

aufschiebende Wirkung zu. Das Verwaltungsgericht Karlsruhe kann gemäß § 80 Absatz 5 VwGO 

auf Antrag die aufschiebende Wirkung von Widerspruch und Anfechtungsklage ganz oder teilweise 

anordnen.  
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Nach § 73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG handelt ordnungswidrig, wer einer vollziehbaren Anordnung nach § 

28 Absatz 1 Satz 1 IfSG zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeit kann gemäß § 73 Abs. 2 IfSG mit 

einer Geldbuße bis zu 25.000 Euro geahndet werden.  

 

 

Mannheim, den 19.04.2021  

 

 

 

Dr. Peter Schäfer 

Leiter Fachbereich Jugendamt und Gesundheitsamt 
 

 

 


